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Der Senat von Berlin       
- StadtWohn  - IV C 2 - 
Tel.: 9(0)139 - 4940 
 
 
 
   An das  
 
   Abgeordnetenhaus von Berlin 
 
   über Senatskanzlei - G Sen - 
 
 
 
V o r l a g e 
 
-zur Kenntnisnahme – 
des Senats von Berlin 
 
gemäß Artikel 50 der Verfassung von Berlin 
 
über den 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von § 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs 
 
------------------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Der Senat legt gemäß Artikel 50 der Verfassung von Berlin nachstehende Vorlage dem 
Abgeordnetenhaus zur Besprechung vor: 
 
Der Senat hat beschlossen, den im Wortlaut als Anlage beigefügten Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung von § 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs beim Bundesrat einzubringen. 
 
A. Begründung: 
 
1. Problem und aktueller Anlass: 
Das Bundesverwaltungsgericht hat am 9. November 2021 über die Rechtmäßigkeit der 
Ausübung eines Vorkaufsrechts für ein in einem sozialen Erhaltungsgebiet in Berlin 
gelegenes Grundstück (§ 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Baugesetzbuchs) entschieden 
und in diesem Zuge die bisher in Rechtsprechung und Literatur überwiegende Auslegung 
von § 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs nicht bestätigt. Damit wird der bisherigen 
anerkannten Praxis zur Ausübung von Vorkaufsrechten in Gebieten mit sozialer 
Erhaltungssatzung (in Berlin Verordnung) in deutschen Städten und Gemeinden die 
Grundlage entzogen (Bundesverwaltungsgericht, Urteil v. 9.11.21, Az: 4 C 1.20). Für die 
Ziele des Erhaltungsrechts – nämlich den Schutz der Wohnbevölkerung – hat das Urteil 
negative Konsequenzen. Dies gilt ausdrücklich nicht nur für das Land Berlin, sondern für alle 
Kommunen, die von dem Vorkaufsrecht nach § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des 
Baugesetzbuchs Gebrauch machen. Entsprechend hat die Hansestadt Hamburg für die 
Bauministerkonferenz am 18./19. November 2021 einen Antrag eingebracht, wonach die 
Bundesregierung aufgefordert wird, zügig eine Gesetzesänderung von § 26 Nummer 4 des 
Baugesetzbuchs auf den Weg zu bringen. 
Dem schließt sich Berlin mit der nachfolgenden ergänzten Begründung an und bringt einen 
konkreten Änderungsantrag für die Vorschrift ein. Dieser Antrag war bereits Gegenstand im 
Gesetzgebungsverfahren zum Baulandmobilisierungsgesetz, wurde aber nach 
mehrheitlicher Zustimmung im fachlich zuständigen Ausschuss in der Plenumssitzung des 
Bundesrats vom 18.12.2020 (998. Sitzung, TOP 18) nicht mehrheitlich befürwortet. 
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Das Bundesverwaltungsgericht hat ausweislich seiner Presserklärung geurteilt, dass die 
Ausübung des Vorkaufsrechts ausgeschlossen ist, wenn das Grundstück zum 
Ausübungszeitpunkt des Vorkaufsrechts im Sinne der Sozialen Erhaltungssatzung gem.  
§ 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuchs genutzt wird. Auf die Frage, ob es 
hinreichende Anhaltspunkte dafür gibt, dass der Erwerber/die Erwerberin mit seiner/ihrer 
zukünftigen Nutzung gegen die Ziele und Zwecke der Sozialen Erhaltungssatzung verstößt 
und damit die Gefahr der Verdrängung für die durch die Soziale Erhaltungssatzung 
geschützte Wohnbevölkerung auslöst, komme es gemäß des einschlägigen § 26 Nummer 4 
des Baugesetzbuchs nicht an. In diesem Sinne hatte die Exekutive in den Kommunen, die 
vom Vorkaufsrecht in sozialen Erhaltungsgebieten Gebrauch machen – München immerhin 
schon seit den frühen 1990er Jahren – bisher weit überwiegend, wenn nicht in allen Fällen, 
argumentiert. Die bisherige Ausübungspraxis sowie die Auslegung des § 26 Nummer 4 des 
Baugesetzbuchs wurde von großen Teilen des juristischen Schrifttums sowie der 
Rechtsprechung bis zur Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts gestützt (für Berlin 
siehe Verwaltungsgericht Berlin, 13 K 724.17 - Urteil vom 17. Mai 2018 sowie 
Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, 10 B 9.18 - Urteil vom 22. Oktober 2019). Nach 
dem eingehend begründeten Urteil des Oberverwaltungsgerichts Berlin-Brandenburg war 
das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts in dieser Reichweite für die Exekutive nicht zu 
erwarten. 
 
Unter dem Vorbehalt, dass der amtliche Volltext der Entscheidung noch nicht vorliegt, wird 
die Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts dazu führen, dass bei 
Aufwertungsabsichten des Käufers/der Käuferin zur Renditeerzielung das Vorkaufsrecht auf 
Basis von sozialen Erhaltungssatzungen zum Schutze der von Verdrängung gefährdeten 
Wohnbevölkerung in fast allen Fällen nicht mehr greift. Vorkaufsrechte können in sozialen 
Erhaltungsgebieten damit nicht mehr zweckentsprechend ausgeübt werden. Für das 
Instrument des Vorkaufsrechts in sozialen Erhaltungsgebieten verbleibt daher nach 
derzeitigem Stand nur noch ein sehr geringer Anwendungsbereich. Hierdurch ist es auch 
kaum noch möglich, Abwendungsvereinbarungen gemäß § 27 des Baugesetzbuchs mit den 
Käufern abzuschließen.  
 
Dieser Effekt ist nach Überzeugung Berlins und der genannten Rechtsprechung sowie 
Literatur vom Bundesgesetzgeber nicht beabsichtigt. So stellt es auch zutreffend der Antrag 
Hamburgs für die Bauministerkonferenz am 18./19.11.2021 dar. Die aktuelle Fassung des § 
26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs geht auf ein redaktionelles Versehen des Gesetzgebers 
bei der Schaffung der Vorschrift im Zuge des Erlasses des Baugesetzbuchs zurück. Im – mit 
dem Baugesetzbuch abgelösten – Bundesbaugesetz war ausdrücklich geregelt, dass der 
Gemeinde zur Wahrung der Erhaltungsziele ein Vorkaufsrecht zusteht, wenn Tatsachen die 
Annahme rechtfertigen, dass durch den Erwerb des Grundstücks und die damit verfolgten 
Zwecke die Erhaltungsziele beeinträchtigt werden. Dies hat der Gesetzgeber bei der 
Normierung des § 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs nicht ändern wollen, es in der 
sprachlichen Fassung der Vorschrift aber unzutreffend zum Ausdruck gebracht. Daher war 
die bisherige Ausübungspraxis deutscher Städte und Gemeinden auch juristisch bis hin zur 
oberverwaltungsgerichtlichen Rechtsprechung (Oberverwaltungsgericht Berlin-Brandenburg, 
Urteil vom 22.10.2019, Az.:10 B 9.18, und die dort zitierte Literatur) anerkannt. 
 
Das Bundesverwaltungsgericht hat sich im o.g. Urteil dagegen entschieden, die Vorschrift im 
Einklang mit der Regelungsabsicht des Gesetzgebers auszulegen und haftet formal am 
Wortlaut des § 26 Nummer des 4 Baugesetzbuchs. Aufgrund des Verständnisses des § 26 
Nummer 4 des Baugesetzbuchs seitens des Bundesverwaltungsgerichts kann die bisherige 
Auslegung der Vorschrift jedoch nicht fortgeführt werden. Die Regelung ist daher zur 
Wahrung der gesetzgeberischen Regelungsziele zu ändern. 
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2. Lösung:  
§ 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs wird – wie nachfolgend dargestellt – geändert, so dass 
auch in den sozialen Erhaltungsgebieten ein systemgerechter Anwendungsbereich für die 
Vorkaufsrechte gegeben ist.  
Es ist denkbar, dass angesichts der noch nicht vorliegenden schriftlichen Urteilsgründe des 
Bundesverwaltungsgerichts und der dortigen Argumentation die Anpassung weiterer 
Vorschriften im Baugesetzbuch notwendig ist (insb. § 24 Absatz 3 des Baugesetzbuchs zum 
Wohl der Allgemeinheit und § 172 des Baugesetzbuchs), um die bisherige Ausübungspraxis 
fortsetzen zu können. 
 
     Beschlussvorschlag:  
 
In § 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs werden nach dem Wort „wird“ folgende Wörter 
eingefügt: 
„oder ─ im Fall des § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 ─ künftig entsprechend den Zielen und 
Zwecken einer Erhaltungssatzung genutzt werden soll.“ 
 
 
B.  Rechtgrundlage: 
 
Artikel 50 der Verfassung von Berlin 
 
 
C.  Auswirkungen auf die Gleichstellung der Geschlechter: 
 
Keine. 
 
 
D. Kostenauswirkungen auf Privathaushalte und/oder Wirtschaftsunternehmen: 
 
Keine. 
 
 
E.  Auswirkungen auf die Zusammenarbeit mit dem Land Brandenburg: 
 
Keine. 
 
 
F.  Auswirkungen auf den Haushaltsplan und die Finanzplanung: 
 
Die Auswirkung auf die Haushalte ist abhängig von der Anzahl der ausgeübten 
Vorkaufsrechte. Zudem ist entscheidend, ob das Vorkaufsrecht zugunsten der Gemeinde 
oder gemäß § 27a des Baugesetzbuchs zugunsten eines Dritten ausgeübt wird. Im letzteren 
Fall können – je nach Beschlusslage in den Bundesländern – Eigenkapitalzuführungen 
zugunsten der landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften oder Fördermittel zugunsten von 
Wohnungsbaugenossenschaften anfallen. 
Nach dem Baugesetzbuch ist vorrangig zu prüfen, ob eine Abwendungsvereinbarung gemäß 
§ 27 des Baugesetzbuchs in Betracht kommt, die mit ihrem Inhalt die Ziele des 
Erhaltungsrechts sichert und bei Abschluss das Vorkaufsrecht entfallen lässt. In diesem Fall 
wird der öffentliche Haushalt – mit Ausnahme von Personalkosten - nicht mit Ausgaben 
belastet. 
 
 
G: Auswirkungen auf den Klimaschutz 
keine
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H: Auswirkungen auf das elektronische Verwaltungshandeln 
keine 
 
 
Berlin, den  23. November 2021 
 
 

Der Senat von Berlin 
 
 

 
Michael  M ü l l e r      Sebastian  S c h e e l 
............................................     ............................................. 
Regierender Bürgermeister    Senator für Stadtentwicklung  

und Wohnen 
 



  

 

          
Bundesrat        Drucksache        /    

 
 

 
 
Gesetzesantrag 
des Landes Berlin 
__________________________________________________________________ 
 
Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von § 26 Nummer 4 des Bau-
gesetzbuchs 
 
 
A. Problem und Ziel 
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Urteil vom 9. November 2021 -Az: 4 C 1.20- 
entschieden, dass § 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs in wortlautgetreuer Ausle-
gung die Ausübung des gemeindlichen Vorkaufsrechts auch in sozialen Erhaltungs-
gebieten ausschließt, wenn das Grundstück gegenwärtig entsprechend den Zielen 
und Zwecken der städtebaulichen Maßnahme bebaut ist und genutzt wird und eine 
auf ihm errichtete bauliche Anlage keine Missstände oder Mängel aufweist. Einer in 
Rechtsprechung und Literatur weit verbreiteten Ansicht, wonach in sozialen Erhal-
tungsgebieten – entsprechend der dort verfolgten städtebaulichen Zielrichtung, die 
Zusammensetzung der Wohnbevölkerung vor gegenwärtigen wie künftigen Verände-
rungen zu schützen – auch und vor allem zu erwartende zukünftige Entwicklungen 
des betreffenden Grundstücks in den Blick zu nehmen seien, schloss sich das Ge-
richt damit nicht an. 
 
Diese Entscheidung entzieht der bisher in Berlin, Hamburg, München oder auch an-
dernorts gängigen Vorkaufsrechtspraxis die Grundlage und führt im Ergebnis dazu, 
dass das Vorkaufsrecht in den Erhaltungsgebieten, vor allem in den sozialen Erhal-
tungsgebieten gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuchs, prak-
tisch kaum noch Anwendung finden kann.  
 
 
B. Lösung  
 
Damit die Gemeinden zu ihrer bisherigen Vorkaufsrechtspraxis zurückkehren kön-
nen, ist eine Änderung von § 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs nötig, die deutlich 
macht, dass es in den Erhaltungsgebieten auf zukünftige Nutzungen des Grund-
stücks ankommt.  
Daher wird vorgeschlagen, § 26 des Baugesetzbuchs wie folgt zu ändern: 
In § 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs werden nach dem Wort „wird“ die Wörter „o-
der im Fall des § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 künftig entsprechend den Zielen und 
Zwecken einer Erhaltungssatzung genutzt werden soll,“ eingefügt. 
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C. Alternativen 
keine 

 

D. Finanzielle Auswirkungen für die öffentlichen Haushalte  
Die Auswirkung auf die Haushalte ist abhängig von der Anzahl der ausgeübten Vor-
kaufsrechte. Zudem ist entscheidend, ob das Vorkaufsrecht zugunsten der Ge-
meinde oder gemäß § 27a des Baugesetzbuchs zugunsten eines Dritten ausgeübt 
wird. Im letzteren Fall können – je nach Beschlusslage in den Bundesländern – Ei-
genkapitalzuführungen zugunsten der landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften 
oder Fördermittel zugunsten von Wohnungsbaugenossenschaften anfallen. 
Nach dem Baugesetzbuch ist vorrangig zu prüfen, ob eine Abwendungsvereinbarung 
gemäß § 27 des Baugesetzbuchs in Betracht kommt, die mit ihrem Inhalt die Ziele 
des Erhaltungsrechts sichert und bei Abschluss das Vorkaufsrecht entfallen lässt. In 
diesem Fall wird der öffentliche Haushalt – mit Ausnahme von Personalkosten – nicht 
mit Ausgaben belastet. 
 

E. Sonstige Kosten 
keine  

 
F. Bürokratiekosten 
Ggf. Personalbedarf  
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Die Bevollmächtigte des Landes Berlin    Berlin, den …11.2021                    

beim Bund  

 

 

An den 

Präsidenten des Bundesrates 

Herrn Ministerpräsidenten 

Bodo Ramelow 

 

 

 

 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

 

der Senat von Berlin hat am 23.11.2021 beschlossen, dem Bundesrat den als Anlage 

mit Begründung beigefügten 

 

Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von § 26 Nummer 4 des Bau-
gesetzbuchs  

 
 

mit dem Antrag zuzuleiten, seine Einbringung beim Deutschen Bundestag zu beschlie-

ßen. 

 

Ich bitte Sie, die Vorlage gemäß § 36 Absatz 2 der Geschäftsordnung des Bundesrates 

auf die Tagesordnung der 1012. Sitzung des Bundesrates am 26.11.2021 zu setzen 

und sie anschließend den zuständigen Ausschüssen zur Beratung zuzuweisen. 

 

Mit freundlichen Grüßen 
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Entwurf eines Gesetzes zur Änderung von § 26 Nummer 4 des 

Baugesetzbuchs 
Vom 
…. 

 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen:  

Artikel 1 
Änderung des Baugesetzbuchs 

In § 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs in der Fassung der Bekanntmachung vom 

3. November 2017 (BGBl. I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 9 des Gesetzes vom 

10. September 2021 (BGBl. I S. 4147) geändert worden ist, werden nach dem Wort 

„wird“ die Wörter „oder im Fall des § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 künftig entspre-

chend den Zielen und Zwecken einer Erhaltungssatzung genutzt werden soll“ ein-

gefügt. 

 
Artikel 2 

Inkrafttreten 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 

 

 

Begründung 
 
A. Allgemeiner Teil 
 
I. Ausgangslage 
Durch ein Urteil des Bundesverwaltungsgerichts vom 9. November 2021 (Az: 4 C 1.20) 

ist die bisher in Rechtsprechung und Literatur überwiegende Auslegung von § 26 Num-

mer 4 des Baugesetzbuchs dahingehend, dass bei der Frage, ob ein Vorkaufsrecht in 

sozialen Erhaltungsgebieten ausgeübt werden dürfe, auch künftig (nach der Ausübung) 

zu befürchtende negative Veränderungen für die Zusammensetzung der Wohnbevölke-

rung zu berücksichtigen seien, nicht bestätigt worden. Das Bundesverwaltungsgericht 

sieht keinen Grund für eine systematische und aus der Entstehungsgeschichte begrün-

dete Auslegung, sondern hält sich ausschließlich an den Wortlaut der Vorschrift.  
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Dies führt im Ergebnis dazu, dass das Vorkaufsrecht in den sozialen Erhaltungsgebieten 

gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuchs praktisch kaum noch An-

wendung finden kann. Denn das Bundesverwaltungsgericht hat entschieden, dass der 

Ausschlusstatbestand getreu dem Wortlaut immer dann greift, wenn ein Grundstück im 

sozialen Erhaltungsgebiet entsprechend den Zielen der Erhaltungssatzung bebaut ist 

und genutzt wird, sofern keine Missstände oder Mängel der baulichen Anlage im Sinne 

des § 177 Absatz 2 und Absatz 3 Satz 1 des Baugesetzbuchs vorliegen. 

Die Gesetzesänderung dient somit der dringend erforderlichen Klarstellung, welche Gel-

tung der Ausschluss des gemeindlichen Vorkaufsrechts gemäß § 26 Nummer 4 des Bau-

gesetzbuchs in den Erhaltungsgebieten (§ 172 Absatz 1 Satz 1 Nummern 1 und 2 des 

Baugesetzbuchs) beanspruchen darf. 

 

II. Zielsetzung und wesentlicher Inhalt des Gesetzentwurfs  
Die bisher geübte Praxis für die Ausübung von Vorkaufsrechten nach § 24 Absatz 1 Satz 

1 Nummer 4 des Baugesetzbuchs in den sozialen Erhaltungsgebieten gemäß § 172 Ab-

satz 1 Satz 1 Nummer 2 des Baugesetzbuchs wird rechtssicher fortgeführt. Das Vor-

kaufsrecht darf – bei Vorliegen der Voraussetzungen im Übrigen – angewendet werden, 

wenn zu befürchten steht, dass die künftige Bebauung oder Nutzung des Grundstücks 

den Zielen und Zwecken der Erhaltungssatzung widersprechen wird. Das Vorkaufsrecht 

soll hingegen nach dem neuen § 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs weiterhin immer 

dann ausgeschlossen sein, wenn das Grundstück durch den Eigentümer auch in der Zu-

kunft erhaltungskonform bebaut sein und genutzt werden wird. Dies gilt auch für die 

städtebaulichen Erhaltungssatzungen gemäß § 172 Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 des Bau-

gesetzbuchs. 

 

III. Gesetzgebungskompetenz 
Die Gesetzgebungskompetenz ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 18 in Verbin-

dung mit Artikel 72 Grundgesetz. 

 

IV. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtli-
chen Verträgen, die die Bundesrepublik Deutschland abgeschlossen hat 
entfällt 

 
V. Auswirkungen des Gesetzentwurfs 
Die Vorkaufsrechte nach § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des Baugesetzbuchs können 

durch die Gemeinde in den Erhaltungsgebieten nach § 172 Absatz 1 Satz 1 des Bauge-

setzbuchs wieder rechtssicher ausgeübt werden. 
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1. Geschlechtsspezifische Auswirkungen 
Keine 

 

2. Finanzielle Auswirkungen für die öffentlichen Haushalte 
Die Auswirkung auf die Haushalte ist abhängig von der Anzahl der ausgeübten Vorkaufs-

rechte. Zudem ist entscheidend, ob das Vorkaufsrecht zugunsten der Gemeinde oder 

gemäß § 27a des Baugesetzbuchs zugunsten eines Dritten ausgeübt wird. Im letzteren 

Fall können – je nach Beschlusslage in den Bundesländern – Eigenkapitalzuführungen 

zugunsten der landeseigenen Wohnungsbaugesellschaften oder Fördermittel zugunsten 

von Wohnungsbaugenossenschaften anfallen. 

Nach dem Baugesetzbuch ist vorrangig zu prüfen, ob eine Abwendungsvereinbarung ge-

mäß § 27 des Baugesetzbuchs in Betracht kommt, die mit ihrem Inhalt die Ziele des Er-

haltungsrechts sichert und bei Abschluss das Vorkaufsrecht entfallen lässt. In diesem 

Fall wird der öffentliche Haushalt – mit Ausnahme von Personalkosten – nicht mit Ausga-

ben belastet. 

 

3. Sonstige Kosten; Bürokratiekosten; Nachhaltigkeitsaspekte 
In den Gemeinden, die das Vorkaufsrecht nach § 24 Absatz 1 Satz 1 Nummer 4 des 

Baugesetzbuchs nutzen, kann ggf. Personalmehrbedarf anfallen. 

 

B.  Besonderer Teil  
 
zu Artikel 1: 
Artikel 1 des Gesetzes ändert den bisherigen § 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs in 

der Weise, dass zwischen den verschiedenen städtebaulichen Maßnahmen innerhalb 

des Systems des Baugesetzbuchs differenziert wird und der Anwendungsbereich des 

Vorkaufsrechts sach- und systemgerecht erfolgen kann. 

Für die Instrumente, die auf eine Veränderung der städtebaulichen Situation abzielen, 

benötigt die Gemeinde das Vorkaufsrecht dann nicht, wenn ein Grundstück innerhalb der 

Gebietskulisse (bspw. Sanierungsgebiet gem. § 136 des Baugesetzbuchs oder Entwick-

lungsbereich gem. § 165 des Baugesetzbuchs) bereits den Zielen und Zwecken der 

städtebaulichen Maßnahme entspricht. 

Für die Erhaltungssatzungen, die auf die Erhaltung eines bestehenden und bei Festset-

zung vorgefundenen Zustand eines Gebiets ausgerichtet sind, benötigt die Gemeinde 

das Vorkaufsrecht hingegen nur dann nicht, wenn dieses voraussichtlich auch in der Zu-

kunft den Zielen und Zwecken der Erhaltungssatzung entsprechend bebaut und genutzt 

sein wird. 
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Umgekehrt soll der Gemeinde das Vorkaufsrecht in den Gebieten der Erhaltungssatzung 

dann zustehen, wenn – nach sachgerechter Prognose – zu befürchten ist, dass der Käu-

fer/die Käuferin das Grundstück im Widerspruch zu den jeweiligen Erhaltungszielen be-

bauen bzw. nutzen wird. 

  

§ 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs in der bisherigen Fassung passt in seinem im Prä-

sens gehaltenen Wortlaut nur auf die Anwendung im Sanierungs-/Entwicklungsrecht. 

Denn diese beiden Instrumente sollen mit Hilfe des Vorkaufsrechts die künftige Planung 

stärken oder ermöglichen.  

Durch die Änderung des § 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs kann das Vorkaufsrecht in 

den Erhaltungsgebieten – bei Vorliegen der weiteren Voraussetzungen nach den §§ 24 

Absätze 1 bis 3, 27, 27a, 28 des Baugesetzbuchs – ausgeübt werden.  

Der Ausschluss des Vorkaufsrechts gemäß § 26 Nummer 4 des Baugesetzbuchs findet 

danach in den Erhaltungsgebieten gemäß § 172 des Baugesetzbuchs gemäß bisheriger 

anerkannter überwiegender Praxis weiterhin nur  dann Anwendung, wenn keine Anhalts-

punkte für eine künftige Beeinträchtigung der mit der Erhaltungssatzung bezweckten 

Ziele vorliegen. Damit ist die ursprünglich vom Gesetzgeber intendierte Systematik ge-

wahrt, dass einerseits das Vorkaufsrecht die Ziele der städtebaulichen Instrumente un-

terstützen soll und andererseits der Charakter des Instruments der Erhaltungsgebiete auf 

die Aufrechterhaltung des derzeitigen Zustandes im Hinblick auf Bebauung, Nutzung so-

wie Zusammensetzung der Bevölkerung gerichtet ist. Das Vorkaufsrecht in den Erhal-

tungsgebieten darf immer dann ausgeübt werden, wenn sich der derzeitige erwünschte 

Zustand andernfalls nach einer sachgerechten Prognose negativ verändert würde. 

Anders als in den weiteren Fällen des § 24 des Baugesetzbuchs ist hier die planerische 

Absicht nicht auf die Entwicklung und Veränderung der bestehenden städtebaulichen Si-

tuation ausgerichtet. Zielsetzung in den Erhaltungsgebieten ist die Erhaltung des tat-

sächlichen Zustandes bzw. der Zusammensetzung der dortigen Bevölkerung. Es liegt in 

aller Regel eine Bebauung beziehungsweise Nutzung entsprechend der jeweiligen städ-

tebaulichen Maßnahme (Erhaltungsgebiet) vor, die es zu erhalten gilt. Wenn diese bei-

spielsweise aufgrund einer Abwendungserklärung oder -vereinbarung gemäß § 27 des 

Baugesetzbuchs geschützt wird, ist für das Vorkaufsrecht kein Raum.  

Andererseits muss das Vorkaufsrecht dann zur Anwendung kommen, wenn verhindert 

werden soll, dass das Gebiet in einer Weise verändert wird, die dem jeweiligen Ziel wi-

derspricht. In den baulichen Erhaltungsgebieten soll der Charakter, der dem Gebiet sein 

Gepräge gibt, erhalten werden. So werden zum Beispiel in sich weitgehend erhaltene 

Wohnsiedlungen der zwanziger Jahre geschützt. In den sozialen Erhaltungsgebieten ist 

die soziale und technische Infrastruktur auf die dort lebende Bevölkerung ausgerichtet. 
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Ziel ist es daher, die Zusammensetzung der Wohnbevölkerung zu erhalten. Das Vor-

kaufsrecht greift ein, wenn zu befürchten ist, dass durch einzelne bauliche und sonstige 

Eingriffe eine Vorbildwirkung im Sinne einer Verdrängung der angestammten Bevölke-

rung entsteht. 
 

zu Artikel 2 
Artikel 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes. 
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